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Merkblatt

zum Vollzug des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen (ArbEG)

1. Die nachfolgend erläuterten Bestimmungen des ArbEG gelten für alle Arbeitnehmer gleichermaßen. Auf Erfindungen von Beamten sind die Vorschriften für Arbeitnehmer entsprechend anzuwenden. Im Rahmen einer Lehr- und Forschungstätigkeit gelten ergänzend besondere Bestimmungen (§ 42 Nr. 1-5 ArbEG). 

2. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, eine Diensterfindung, die er während der Dauer des Arbeitsverhältnisses gemacht hat, unverzüglich schriftlich zu melden. Diensterfindungen sind nach § 4 Abs. 2 ArbEG Erfindungen, die entweder aus der dem Arbeitnehmer obliegenden Tätigkeit entstanden sind oder maßgeblich auf Erfahrungen oder Arbeiten der Universität (auch eigenen Arbeiten des Erfinders) beruhen. Diese allgemeinen Grundsätze gelten auch für Erfindungen im Rahmen einer Neben​tätigkeit oder eines mit Drittmitteln finanzierten Projekts. Für die Meldung einer Diensterfindung steht das Formular „Erfindungsmeldung“ (http://www.sft.uni-wuerzburg.de/startseite) zur Verfügung. Bei der Erstellung der Erfindungsmeldung sind die Erfinderberater der Universität (Kontaktdaten s.u.) gerne behilflich.

3. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, eine freie Erfindung, d.h. eine Erfindung, die keine Diensterfindung ist (§ 4 Abs. 3 ArbEG), unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dabei muss über die Erfindung und, wenn dies erforderlich ist, auch über ihre Entstehung so viel mitgeteilt werden, dass der Arbeitgeber beurteilen kann, ob die Erfindung frei ist.

4. Eine Diensterfindung kann von der Universität in Anspruch genommen werden. Die Inanspruchnahme gilt als erklärt, wenn der Arbeitgeber die Diensterfindung nicht bis zum Ablauf von vier Monaten nach Eingang der ordnungsgemäßen Meldung (§ 5 Abs.2 Satz 1 und 3) gegenüber dem Arbeitnehmer durch Erklärung in Textform freigibt.

5. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, eine Diensterfindung geheim zu halten (§ 24 Abs. 2 ArbEG) bis über ihre Inanspruchnahme bzw. Freigabe durch die Universität entschieden ist, da eine bereits veröffentlichte Erfindung nicht mehr zum Patent angemeldet werden kann (§ 3 PatentG). §42 ArbEG bleibt unberührt.
6. Die Rechte an (schon erstellten oder in der Zukunft liegenden) Diensterfindungen dürfen im Rahmen von Nebentätigkeiten oder Beraterverträgen nicht an Dritte veräußert oder zur Verfügung gestellt werden.
7. Im Falle der wirtschaftlichen Verwertung einer in Anspruch genommenen Erfindung erhält der Erfinder eine Vergütung in Höhe von 30 % der durch die Verwertung erzielten Einnahmen.

Meine Verpflichtungen aus dem ArbEG habe ich zur Kenntnis genommen.

Würzburg, den __________
Unterschrift: _________________

Weitere Informationen:
Universität Würzburg, Servicezentrum Forschung und Technologietransfer (SFT) - Patente und Lizenzen, 
Tel. 0931 31 - 84050 und - 82643,

Email: iris.zwirner-baier@uni-wuerzburg.de  und  korder@zv.uni-wuerzburg.de
SFT-06-15(07)

